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Der Vertrag
von Lissabon

Am 1. Dezember 2009 ist mit dem

Lissabon-Vertrag ein neuer Rechtsrah-

men f�r die Europ�ische Union in Kraft

getreten. Durch ihn soll die Europ�ische

Union bestehend aus inzwischen 27 Mit-

gliedstaaten mit dem Ziel einer effi-

zienteren und demokratischeren Funk-

tionsweise reformiert werden. Der

Lissabon-Vertrag �bernimmt einen

Großteil der Neuerungen des Vertrages

�ber eine Verfassung f�r Europa, des-

sen Ratifizierung an negativen Referen-

den in den Niederlanden und Frank-

reich gescheitert war. Der vorliegende

Beitrag beschreibt allgemeine institu-

tionelle �nderungen der Europ�ischen

Union, die sich teilweise auch auf

den Bereich der Wirtschafts- und

W�hrungspolitik auswirken wie die

St�rkung des Europ�ischen Parlaments

und der nationalen Parlamente und die

Verbesserung der Abstimmungsmodali-

t�ten im Rat. Dar�ber hinaus werden

wesentliche �nderungen im Bereich

der Wirtschafts- und W�hrungsunion

beleuchtet wie die St�rkung der Rolle

der Euro-L�nder und der Kommission

bei der Koordinierung der Wirtschafts-

politik sowie die Einordnung der EZB

als Organ in den institutionellen

Rahmen der EU. Im Ergebnis bleibt

die bew�hrte W�hrungsordnung des

Maastricht-Vertrages von 1992 unver-

�ndert, in dessen Zentrum das unab-

h�ngige, auf das vorrangige Ziel der

Preisstabilit�t verpflichtete System aus

nationalen Zentralbanken und Euro-

p�ischer Zentralbank steht.
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Wichtige institutionelle �nderungen

Der Lissabon-Vertrag, der am 1. Dezember

2009 in Kraft getreten ist, �ndert die be-

stehenden Vertr�ge, den EU-Vertrag (EUV)

und den EG-Vertrag. Letzterer wird in „Ver-

trag �ber die Arbeitsweise der Europ�ischen

Union“ umbenannt (AEUV). Der Lissabon-

Vertrag �bernimmt einen Großteil der Neue-

rungen des Vertrages �ber eine Verfassung

f�r Europa, dessen Ratifizierung an negativen

Referenden in den Niederlanden und Frank-

reich gescheitert war. So wurde im Rahmen

der Reform der Europ�ischen Union die

„Drei-S�ulen-Struktur“ (Europ�ische Gemein-

schaften, Gemeinsame Außen- und Sicher-

heitspolitik, polizeiliche und justizielle Zu-

sammenarbeit in Strafsachen) abgeschafft.

Rechtsnachfolgerin der Europ�ischen Ge-

meinschaft ist die Europ�ische Union mit

eigener Rechtspers�nlichkeit. Der Europ�i-

sche Rat wird Organ und besteht k�nftig

nicht nur aus den Staats- und Regierungs-

chefs aller Mitgliedstaaten und dem Pr�siden-

ten der Kommission, sondern auch dem Pr�si-

denten des Europ�ischen Rates, dessen Amt

neu geschaffen wird. Der Europ�ische Rat

gibt der Union die f�r ihre Entwicklung erfor-

derlichen Impulse und legt die allgemeinen

politischen Zielvorstellungen und Priorit�ten

fest.

Als weiterer Schritt in Richtung demokra-

tischer Legitimation der Europ�ischen Union

wird die Rolle des Europ�ischen Parlaments

gest�rkt. Sein Mitspracherecht wird erweitert:

es w�hlt den Kommissionspr�sidenten; die

Kommission stellt sich als Kollegium einem

Zustimmungsvotum des Europ�ischen Parla-

ments. Das Mitentscheidungsverfahren, bei

dem Rat und Parlament gemeinsam Recht

setzen, wird zudem als ordentliches Gesetz-

gebungsverfahren der Europ�ischen Union

zum Regelfall (Art. 289 Abs. 1, 294 AEUV).

Das Europ�ische Parlament und der Rat ste-

hen damit erstmals als Gesetzgebungsorgane

der Europ�ischen Union weitgehend gleich-

berechtigt nebeneinander. Gleichzeitig wird

die Anzahl der F�lle, in denen dieses Gesetz-

gebungsverfahren anzuwenden ist, weiter er-

h�ht. Es gilt jetzt auch f�r die �nderung be-

stimmter Vorschriften der ESZB-Satzung

(Art. 129 Abs. 3 AEUV, Art. 40.1 ESZB-Sat-

zung1)).

Die demokratische Verankerung der Europ�i-

schen Union soll dar�ber hinaus durch eine

gr�ßere Beteiligung und erweiterte Einfluss-

m�glichkeiten nationaler Parlamente gest�rkt

werden.2) Sie m�ssen fr�hzeitig �ber europ�i-

sche Gesetzesvorhaben unterrichtet werden

und k�nnen mit einer Subsidiarit�tsr�ge ein-

wenden, dass das Ziel des Gesetzesvorhabens

ausreichend auf nationaler Ebene verwirklicht

werden kann. Wenn ein Drittel der nationalen

Parlamente eine derartige R�ge erhebt, muss

die Kommission das Vorhaben �berpr�fen.

Außerdem steht den nationalen Parlamenten

auch die M�glichkeit einer nachtr�glichen

Kontrolle im Wege einer Subsidiarit�tsklage

vor dem Europ�ischen Gerichtshof zu.

Durch den Lissabon-Vertrag erfahren auch

die Abstimmungsmodalit�ten f�r den Rat

1 Protokoll �ber die Satzung des ESZB und der EZB.
2 Art. 12 EUV, Protokoll �ber die Anwendung der Grund-
s�tze der Subsidiarit�t und der Verh�ltnism�ßigkeit, Proto-
koll �ber die Rolle der nationalen Parlamente in der
Union.

Grundlegende
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neue Struktur
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wesentliche �nderungen. In vielen F�llen ent-

f�llt das Einstimmigkeitserfordernis und wird

durch Abstimmungen mit qualifizierter Mehr-

heit ersetzt. Letztere wird der Regelfall f�r

Abstimmungen im Rat (Art. 16 Abs. 3 EUV).

Eine der Vorschriften, bei denen man vom Er-

fordernis der Einstimmigkeit auf die qualifi-

zierte Mehrheit �bergegangen ist, ist die Re-

gelung zur Wahl der Mitglieder des EZB-

Direktoriums (Art. 283 Abs. 2 AEUV). Dane-

ben wird vor allem im Bereich Justiz und Inne-

res das Einstimmigkeitserfordernis zur�ckge-

nommen. Beschl�sse des Europ�ischen Rates

und des Rates k�nnen so erleichtert zustande

kommen. Einstimmigkeit ist weiterhin insbe-

sondere erforderlich bei Beschl�ssen zu der

Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik,

der Gemeinsamen Verteidigungspolitik und

der Sozialpolitik.

Eine grundlegende Verbesserung besteht in

der Einf�hrung eines zweiten Schl�ssels.3)

K�nftig wird hierdurch die Gr�ße der Bev�l-

kerung der einzelnen Mitgliedstaaten f�r das

Zustandekommen einer qualifizierten Mehr-

heit (mit) maßgeblich sein (und nicht nur wie

bisher auf Antrag) und so die Repr�sentativi-

t�t in der Union nachhaltig gest�rkt. Diese

�nderung wird allerdings erst zum 1. Novem-

ber 2014 wirksam.

Eine qualifizierte Mehrheit erfordert nach die-

sen Regeln bei Beschl�ssen basierend auf

einem Kommissionsvorschlag oder einem

Vorschlag des Hohen Vertreters f�r Außen-

und Sicherheitspolitik eine Mehrheit von min-

destens 55% der Ratsmitglieder, gebildet aus

mindestens 15 Mitgliedern, wenn deren Mit-

gliedstaaten zusammen mindestens 65% der

Bev�lkerung der Union ausmachen (Art. 16

Abs. 4 EUV). Wenn ein Beschluss nicht auf

Kommissionsvorschlag gefasst wird, sondern

auf Initiative eines anderen Organs, etwa

wenn der EZB-Rat die �nderung bestimmter

Vorschriften der Satzung des ESZB und der

EZB empfiehlt (Art. 129 Abs. 3 AEUV,

Art. 40.1 ESZB-Satzung), wird eine qualifi-

zierte Mehrheit bei 72% der Mitglieder des

Rates erreicht, die zusammen mindestens

65% der Bev�lkerung ausmachen m�ssen

(Art. 238 Abs. 2 AEUV).

F�r das Verh�ltnis der Union zu den Mit-

gliedstaaten ist ausdr�cklich das vom EuGH

entwickelte Prinzip der begrenzten Einzel-

erm�chtigung im EUV verankert worden. Da-

nach kann die Union nur innerhalb der Gren-

zen der Zust�ndigkeiten t�tig werden, die ihr

die Mitgliedstaaten in den Vertr�gen �bertra-

gen haben. Nicht �bertragene Kompetenzen

verbleiben bei den Mitgliedstaaten (Art. 4

Abs. 1 und 5 Abs. 1 und 2 EUV). In die allei-

nige (ausschließliche) Zust�ndigkeit der Euro-

p�ischen Union f�llt beispielsweise die W�h-

rungspolitik f�r die Euro-Staaten. Beispiel f�r

eine (zwischen der Union und den Mitglied-

staaten) geteilte Zust�ndigkeit ist der Bereich

des Binnenmarkts. Hierzu geh�ren etwa auch

Gesetzgebungsvorhaben zu einer europ�i-

schen Finanzaufsicht. Bei allen geteilten Zu-

st�ndigkeiten ist das noch weiter gest�rkte

Subsidiarit�tsprinzip zu beachten. Eine zent-

rale L�sung kann danach nur gew�hlt wer-

den, wenn die Ziele einer Maßnahme von

3 F�r einen solchen zweiten Schl�ssel hatten sich Vertre-
ter des Europ�ischen Parlaments und die Deutsche Bun-
desbank auch bei der Reform des Abstimmungsverfah-
rens im EZB-Rat ausgesprochen.

Verbesserte
Abstimmungs-
modalit�ten f�r
den Rat durch
vermehrte
Beschluss-
fassung mit
qualifizierter
Mehrheit ...

...und durch
�nderung der
Regeln zum
Zustande-
kommen einer
qualifizierten
Mehrheit

Kompetenz-
abgrenzung
zwischen der
EU und den
Mitgliedstaaten



DEUTSCHE
BUNDESBANK
E U R O S Y S T E M

Monatsbericht
M�rz 2010

48

den Mitgliedstaaten selbst nicht ausreichend

verwirklicht werden k�nnen (Art. 5 Abs. 3

EUV). An diesen Grunds�tzen, insbesondere

am Prinzip der begrenzten Einzelerm�ch-

tigung, werden beispielsweise auch Gesetz-

gebungsvorhaben f�r eine europ�ische

Finanzaufsicht zu messen sein. Auch wird zu

pr�fen sein, ob eine Umsetzung harmonisier-

ter Aufsichtsregeln durch die nationalen Auf-

sichtsbeh�rden ausreicht und damit Entschei-

dungs- und Ausf�hrungsbefugnisse durch

europ�ische Aufsichtsbeh�rden entbehrlich

bleiben.

Die Bestimmungen des Dritten Teils des AEUV

„Die internen Politiken und Maßnahmen der

Union“, zu denen auch das Kapitel zur Wirt-

schafts- und W�hrungspolitik z�hlt, k�nnen

k�nftig durch einstimmigen Beschluss des

Europ�ischen Rates abge�ndert werden; das

heißt, eine Regierungskonferenz ist daf�r

nicht erforderlich (Art. 48 Abs. 6 EUV). Eine

�nderung bedarf allerdings nach wie vor der

Ratifikation durch alle Mitgliedstaaten. Solche

�nderungen d�rfen nicht zu einer Ausdeh-

nung der auf die Union �bertragenen Zust�n-

digkeiten f�hren. Auf der Grundlage der so-

genannten Br�ckenklausel (Art. 48 Abs. 7

EUV) kann dar�ber hinaus vom Erfordernis

der einstimmigen Abstimmung auf eine qua-

lifizierte Mehrheit �bergegangen werden. F�r

einen solchen �bergang nach der Br�cken-

klausel bedarf es eines einstimmigen Be-

schlusses des Europ�ischen Rates und der Zu-

stimmung des Europ�ischen Parlaments. Auf

diese Weise k�nnte etwa das Einstimmig-

keitserfordernis f�r die �bertragung von Auf-

gaben im Bereich der Finanzaufsicht auf die

EZB (Art. 127 Abs. 6 AEUV) ge�ndert wer-

den.

Soweit Ver�nderungen des Vertragsrechts,

wie etwa durch die Br�ckenklausel, ohne

Ratifikationsverfahren m�glich sind, ist das

Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu den

Gesetzen zur Ratifikation des Lissabon-Vertra-

ges zu beachten, das der Kompetenz�ber-

tragung auf die Europ�ische Union Gren-

zen setzt.4) Das Bundesverfassungsgericht

schreibt insbesondere in diesen F�llen eine

besondere Mitwirkung des Bundestages und,

soweit seine Zust�ndigkeit betroffen ist, des

Bundesrates vor. Entsprechendes soll bei der

Inanspruchnahme der sogenannten Flexibi-

lit�tsklausel gelten, bei der ein T�tigwerden

der Union zur Verwirklichung der Vertrags-

ziele f�r erforderlich gehalten wird, in den

Vertr�gen aber die hierf�r notwendigen Be-

fugnisse nicht vorgesehen sind (Art. 352

AEUV). Die Zustimmung eines deutschen Re-

gierungsvertreters im Europ�ischen Rat bezie-

hungsweise Rat reicht insoweit nicht aus. Der

deutsche Gesetzgeber ist den Forderungen

des Bundesverfassungsgerichts nachgekom-

men und hat die Begleitgesetzgebung zum

Lissabon-Vertrag abge�ndert.5) Bevor das

deutsche Ratsmitglied seine Zustimmung zu

einem Vorhaben bei Anwendung der

Br�ckenklausel und der Flexibilit�tsklausel er-

teilen kann, muss das Parlament durch Ge-

setz zugestimmt haben.6)

4 BVerfG, Urteil vom 30. Juni 2009 — 2 BvE 2/08.
5 Gesetze vom 22. September 2009, BGBl. I S. 3022.
6 In bestimmten anderen F�llen darf das deutsche Rats-
mitglied nur zustimmen oder sich bei einer Beschlussfas-
sung enthalten, nachdem der Bundestag und ggf. auch
der Bundesrat hierzu einen Beschluss gefasst haben.
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Mit den neu eingef�hrten �mtern eines auf

zweieinhalb Jahre gew�hlten Pr�sidenten des

Europ�ischen Rates und eines Hohen Vertre-

ters der Europ�ischen Union f�r die Außen-

und Sicherheitspolitik soll der Einfluss, die

Stimmigkeit und die Wahrnehmbarkeit der

Außenpolitik der EU erh�ht werden (Art. 15

Abs. 5 und 6 und Art. 18 EUV). Der Pr�sident

des Europ�ischen Rates soll unbeschadet der

Befugnisse des Hohen Vertreters die Außen-

vertretung der Union in Angelegenheiten der

Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik

wahrnehmen. Der Hohe Vertreter ist auch

Vizepr�sident der Kommission und f�hrt den

Vorsitz im Rat „Ausw�rtige Angelegenhei-

ten“. Er soll f�r Koh�renz des ausw�rtigen

Handelns der Union sorgen. Es bleibt abzu-

warten, wie in der Praxis die Abgrenzung der

neu geschaffenen �mter des Pr�sidenten des

Europ�ischen Rates und des Hohen Vertreters

gegen�ber der jeweiligen Ratspr�sidentschaft

erfolgen wird.

Erstmals wird ausdr�cklich die M�glichkeit

des Austritts eines Mitgliedstaates aus der

Europ�ischen Union vorgesehen (Art. 50

EUV). Ein Austritt w�rde �ber ein Abkommen

abgewickelt, das die Union mit dem jewei-

ligen Staat abschließt. Ein Ausschluss eines

Mitgliedstaates ist zwar nicht ausdr�cklich

vorgesehen. Vielmehr enth�lt der EUV nur

Bestimmungen f�r den Fall einer Verletzung

fundamentaler Grunds�tze durch einen Mit-

gliedstaat (Art. 7 EUV). Ob dar�ber hinaus in

Anwendung allgemeiner v�lkerrechtlicher

Grunds�tze eine K�ndigung gegen�ber

einem Mitgliedstaat m�glich w�re, ist ebenso

offen wie die Frage einer Wiedereinr�umung

einer Ausnahmeregelung f�r einen Mitglied-

staat, dessen W�hrung der Euro ist.

�nderungen im Bereich der Wirtschafts-

und W�hrungsunion (WWU)

Die �nderungen im Bereich der WWU sind im

Vergleich zu den allgemeinen institutionellen

Reformen eher von untergeordneter Bedeu-

tung. Insofern wird die W�hrungsverfassung

von Maastricht nicht angetastet.

Die Mitgliedstaaten und die Union einschließ-

lich ihrer Organe sind auf die Einhaltung der

Preisstabilit�t verpflichtet; sie wirken auf die

nachhaltige Entwicklung Europas auf der

Grundlage eines ausgewogenen Wirtschafts-

wachstums und von Preisstabilit�t hin (Art. 3

Abs. 3 S. 2 EUV). Die Verpflichtung, das Preis-

niveau stabil zu halten, ist in Maastricht als

Fundament der W�hrungsverfassung der Ge-

meinschaft und aller Mitgliedstaaten veran-

kert worden und ist bewusst als Ziel in den

Lissabon-Vertrag aufgenommen worden.

Die bisher informelle Euro-Gruppe wird im

Unionsrecht durch eine besondere Bestim-

mung im AEUV (Art. 137) und ein eigenes

Protokoll verankert. F�r die Finanzminister der

Mitgliedstaaten, deren W�hrung der Euro ist,

wird damit ein institutionalisierter Rahmen

geschaffen, um „Fragen im Zusammenhang

mit der spezifischen Verantwortung im Be-

reich der einheitlichen W�hrung zu er�rtern“.

Anders als im ECOFIN-Rat, dessen Vorsitz

halbj�hrlich rotiert, w�hlen die Mitglieder der

Euro-Gruppe ihren Pr�sidenten f�r zweiein-

halb Jahre.

Sichtbarere
Außen-
vertretung der
Europ�ischen
Union

Ausdr�ckliche
Regelung �ber
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der Union

St�rkung der
Euro-Gruppe
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Die Wirtschaftspolitik bleibt weiterhin grund-

s�tzlich eine Angelegenheit der Mitgliedstaa-

ten. Allerdings wird die M�glichkeit einer

weitergehenden Koordinierung der Wirt-

schaftspolitik der Euro-Staaten in der Union

geschaffen. Die Euro-Staaten k�nnen mit

qualifizierter Mehrheit Maßnahmen f�r eine

bessere Koordinierung und �berwachung

ihrer Haushaltsdisziplin beschließen und

Grundz�ge f�r die Wirtschaftspolitik festle-

gen (Art. 136 AEUV).

Dar�ber hinaus werden die M�glichkeiten

der Kommission im Rahmen des Verfahrens

bei einem �berm�ßigen Defizit erweitert.

Zum Zweck der Vermeidung eines �berm�ßi-

gen Defizits erh�lt sie ein Fr�hwarnrecht

gegen�ber Mitgliedstaaten, die ihren haus-

haltspolitischen Verpflichtungen nicht nach-

kommen (Art. 126 Abs. 3 AEUV). Die Kom-

mission kann einen Euro-Staat dar�ber

hinaus verwarnen, wenn seine Wirtschafts-

politik nicht mit den vom Rat empfohlenen

Grundz�gen vereinbar ist oder das Funktio-

nieren der WWU zu gef�hrden droht

(Art. 121 Abs. 4 AEUV). Es bleibt abzuwar-

ten, inwieweit die Kommission von ihren

neuen M�glichkeiten Gebrauch macht.

Dar�ber hinaus entscheidet der Rat anders

als bisher nicht auf Empfehlung, sondern auf

Vorschlag der Kommission �ber das Bestehen

eines �berm�ßigen Defizits in einem Mit-

gliedstaat. Dies hat zur Folge, dass der Kom-

missionsvorschlag nur einstimmig durch den

Rat abge�ndert werden kann. Allerdings

bleibt es dabei, dass der Vorschlag der Kom-

mission vom Rat mit qualifizierter Mehrheit

beschlossen werden muss. Eine weitere, ge-

botene �nderung gegen�ber der vorherigen

Rechtslage besteht darin, dass beim Be-

schluss �ber das Bestehen eines �berm�ßi-

gen Defizits der betroffene Mitgliedstaat

nicht mitabstimmen darf; alle �brigen Mit-

gliedstaaten, bei denen ein �berm�ßiges De-

fizit besteht, bleiben stimmberechtigt. Aller-

dings sind die Mitgliedstaaten mit einer Aus-

nahmeregelung bei Entscheidungen im Rah-

men der multilateralen �berwachung sowie

des Verfahrens bei �berm�ßigem Defizit von

Euro-Staaten nicht stimmberechtigt (Art. 139

Abs. 4 AEUV).

Im Kapitel �ber die W�hrungsunion wird

neben einigen haupts�chlich technischen An-

passungen auch eine �nderung institutionel-

ler Natur vorgenommen: Die EZB wird formal

zu einem Organ der Europ�ischen Union und

als solches zusammen mit Europ�ischem Rat,

Rat, Europ�ischer Kommission, Europ�ischem

Parlament, Gerichtshof der Europ�ischen

Union und Europ�ischem Rechnungshof Teil

des institutionellen Rahmens der Union

(Art. 13 EUV, Art. 282 AEUV). Bislang hatte

die EZB insoweit eine Sonderstellung als sie

eine Einrichtung eigener Art und nicht Organ

war.

Allerdings ist die EZB mit den �brigen Orga-

nen aus vielerlei Gr�nden nicht vergleichbar.

W�hrend alle anderen Organe zur Mitwir-

kung an der Erreichung aller Ziele der Union

verpflichtet sind, bleibt die EZB als Teil des

ESZB und des Eurosystems vorrangig dem Ziel

verpflichtet, die Preisstabilit�t zu gew�hrleis-

ten.7) Die mit der Organstellung einher-

7 Das System kann daneben wie bisher die allgemeine
Wirtschaftspolitik in der Union nur unterst�tzen, soweit
dadurch sein vorrangiges Ziel nicht beeintr�chtigt wird.
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gehende Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit

ist dementsprechend f�r die EZB weitgehend

eingeschr�nkt. Insbesondere kann etwa der

Rat von der EZB nicht unter Berufung auf

eine Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit eine

Ex-ante-Koordinierung der Geldpolitik mit

anderen Politikbereichen, wie etwa der

Finanzpolitik, fordern.

Anders als die �brigen Unionsorgane verf�gt

die EZB – neben der Union – selbst �ber eine

eigene Rechtspers�nlichkeit. Die EZB steht in

keiner Beziehung zum EU-Haushalt, sondern

bezieht ihre finanziellen Mittel von den natio-

nalen Zentralbanken. Diese sind die Eigner

des Kapitals der EZB, bestimmen �ber die Ver-

wendung ihres Gewinns und tragen ihre Ver-

luste. Dementsprechend ist auch eine Amts-

haftung der Union f�r die EZB ausdr�cklich

ausgeschlossen; die EZB haftet vor dem Hin-

tergrund ihrer eigenen Rechtspers�nlichkeit

selbst (Art. 340 AEUV). Der neuen Rolle der

EZB als Organ der EU d�rfte daher im Ergeb-

nis eher protokollarisch-symbolischer Charak-

ter zukommen.

Unter der politischen Maßgabe f�r den Lissa-

bon-Vertrag, an der mit dem Maastricht-Ver-

trag 1992 geschaffenen und bew�hrten

W�hrungsordnung nichts zu ver�ndern, wur-

den die Aufgaben des Eurosystems und ihre

Verteilung innerhalb des Systems nicht ange-

tastet. Die entsprechenden Vorschriften im

ESZB-Statut blieben unver�ndert und werden

im neuen Abschnitt �ber die EZB (Art. 282

und 283 AEUV) nur gespiegelt. Der in der

Praxis schon seit der Euro-Einf�hrung 1999

verwendete Begriff des „Eurosystems“ wurde

im AEUV als Bezeichnung f�r die EZB und die

nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaa-

ten, deren W�hrung der Euro ist, aufgenom-

men. Die grundlegenden Zentralbankaufga-

ben sind weiterhin dem gesamten System

�bertragen und bestehen unver�ndert darin,

insbesondere die Geldpolitik festzulegen und

auszuf�hren, die W�hrungsreserven zu ver-

walten und das reibungslose Funktionieren

der Zahlungssysteme zu f�rdern (Art. 127

Abs. 2 AEUV). Das System wird von den Be-

schlussorganen der EZB geleitet. Oberstes Be-

schlussorgan der EZB ist der EZB-Rat. In ihm

sind die Gouverneure der nationalen Zentral-

banken der Euro-Staaten und die EZB-Direk-

toriumsmitglieder vertreten. Der EZB-Rat legt

insbesondere die Geldpolitik f�r die Euro-

Staaten fest und trifft alle maßgeblichen Ent-

scheidungen f�r die Erf�llung der Aufgaben

des Systems. Das Direktorium der EZB bleibt

wie bisher vor allem f�r die F�hrung der lau-

fenden Gesch�fte der EZB zust�ndig. Nach

dem in Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 3 der

ESZB-Satzung verankerten Dezentralit�tsprin-

zip bleibt es auch dabei, dass die im Zusam-

menhang mit der Erf�llung von Systemauf-

gaben stehenden Gesch�fte, insbesondere im

Bereich der Geldpolitik, grunds�tzlich von

den nationalen Zentralbanken durchgef�hrt

werden.

Die Unabh�ngigkeit der Zentralbanken des

ESZB, der EZB und der nationalen Zentralban-

ken,8) sowie ihrer Beschlussorgane bleibt un-

ver�ndert (Art. 130 AEUV). F�r ihre funktio-

nale, institutionelle, pers�nliche und finan-

zielle Unabh�ngigkeit gelten nach wie vor die

gleichen Bedingungen. Die in Artikel 282 Ab-

8 Außer der Bank of England.

Ihre
spezifischen
Merkmale
bleiben
unver�ndert ...

... ebenso wie
die Einbindung
der EZB in das
Eurosystem

Unabh�ngigkeit
der EZB und der
nationalen
Zentralbanken
unterschiedslos
garantiert
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satz 3 S�tze 3 und 4 AEUV aufgenommene

gesonderte Regelung f�r die EZB beinhaltet

keine Ver�nderungen gegen�ber der bishe-

rigen Unabh�ngigkeitsgarantie.

Schließlich wurde das Verfahren ge�ndert,

mit dem besondere Aufgaben im Zusam-

menhang mit der Aufsicht �ber Kreditinsti-

tute und sonstige Finanzinstitute mit Aus-

nahme von Versicherungsunternehmen auf

die EZB �bertragen werden k�nnen. W�h-

rend nach der bisherigen Rechtslage die EZB

Aufgaben auf der Grundlage eines einstim-

migen Ratsbeschlusses nach Zustimmung

des Europ�ischen Parlaments und Anh�rung

der EZB �bernehmen konnte, wurde hier

nicht der sich durch den Lissabon-Vertrag

ziehenden Regel gefolgt, dass Rat und Euro-

p�isches Parlament gemeinsam entscheiden

sollen. Vor seiner weiterhin einstimmig zu

treffenden Entscheidung muss der Rat (wie

bereits bisher die EZB) das Europ�ische Parla-

ment nur noch anh�ren (Art. 127 Abs. 6

AEUV). Nach dem derzeitigen Stand auf EU-

Ebene soll die EZB auf dieser Grundlage f�r

einen Europ�ischen Ausschuss f�r System-

risiken die Aufgabe des Sekretariats �ber-

nehmen.

Die Einbeziehung der Mitglieder des Erweiter-

ten Rates der EZB in den Europ�ischen Aus-

schuss f�r Systemrisiken darf nicht dazu f�h-

ren, dass sie ihr vorrangiges Ziel, Preisstabilit�t

zu gew�hrleisten, außer Acht lassen. In die-

sem Zusammenhang wird auf eine klare Tren-

nung der Funktionen dieses neuen Gremiums

und der dem Eurosystem zur unabh�ngigen

Wahrnehmung �bertragenen Aufgaben der

Finanzstabilit�t zu achten sein. Dementspre-

chend wird insbesondere f�r die Mitglieder

des EZB-Rats, die auch Mitglieder des neuen

Gremiums werden, ihrer Unabh�ngigkeit bei

der Erf�llung der Eurosystem-Aufgaben vor-

rangige Bedeutung zukommen.

Mit Artikel 133 AEUV wird eine neue Rechts-

grundlage f�r Euro-W�hrungsrecht geschaf-

fen. Die Vorschrift r�umt dem Rat und dem

Europ�ischen Parlament das Recht ein, Maß-

nahmen, die f�r die Verwendung des Euro als

einheitliche W�hrung erforderlich sind, zu er-

lassen; die Befugnisse der EZB bleiben unbe-

r�hrt; sie wird vor Erlass der Maßnahmen an-

geh�rt. Diese Vorschrift wurde neu aufge-

nommen; ihre Vorg�ngerregelung sah nur

Maßnahmen f�r die „rasche Einf�hrung“ des

Euro vor.

�bertragung
von finanz-
aufsichtlichen
Aufgaben
auf die EZB
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